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Vorwort


Wenn man ein Vorwort zu seiner Dissertation verfassen will, muss man sich die Frage stellen, ob man Persönliches heraus halten will – und wahrscheinlich ist man damit am besten beraten – oder ob man all die Emotionen, die man mit der Dissertation verbindet, die einen schließlich viele Jahre begleitete und einem manch eine Entbehrung und Kampf abverlangte, zum Ausdruck bringt. Ich habe mich vielleicht wider besseren Wissens für letztere Variante entschieden und hoffe sehr, dass die nun folgenden Worte sich nicht irgendwann gegen mich wenden werden.


Eine Dissertation zu schreiben, so sagte vor kurzem eine gute Freundin zu mir, sei eine Nahtod-Erfahrung. Ganz so drastisch würde ich es nicht formulieren, dennoch fand ich mich in diesem Satz wieder. Diese Dissertation zu verfassen und vor allem die Umstände unter denen dies geschah, waren die bisher härteste Prüfung in meinem Leben. Um so stolzer bin ich nun, diese Aufgabe bewältigt zu haben. Und um so dankbarer bin ich all den Menschen, die immer an mich und dieses Werk geglaubt haben und mich nach Kräften unterstützten. Um so höher trage ich nun mein Haupt denjenigen gegenüber, die mir ihre Unterstützung auf die eine oder andere Weise versagt haben. Egal aus welchen Gründen dies auch geschehen sein mag.


Mein besonderer Dank gilt all meinen Freunden – meiner Wahlfamilie – ohne die ich das niemals geschafft hätte. Und meiner lieben Mama, die auf die letzten Meter noch einen liebevollen Stolz entwickelte, den ich nie für möglich gehalten hätte. Und natürlich gilt meinem Doktorvater Prof. Dr. Klaus Schlichte mein besonderer Dank – und das ist keine leere Floskel. Prof. Schlichte hat ein unglaubliches Feingefühl bewiesen und mich mit dem nötigen Pragmatismus unterstützt, den man braucht, um eine Dissertation zu Ende zu bringen. Und natürlich bin ich auch Prof. Dr. Lothar Brock in seiner Funktion als Zweitgutachter und wohl wollendem Ermahner dankbar.


Selbstverständlich gilt mein allergrößter Dank und mein größter Respekt all den Kongolesen und Mitarbeitern von NGOs und UN-Agenturen, ohne die meine Forschung niemals möglich gewesen wäre.


Berlin, 17.09.2012


Sylvia Sergiou


Vorwort 2 und Anmerkungen welche Veränderungen ich bei der Überarbeitung vorgenommen habe


Wieso jetzt auch noch ein zweites Vorwort, mag sich der Leser nun fragen. Ganz einfach: das erste Vorwort drückte meine Emotionen zur Abgabe meiner Diss. aus und ist immer noch aktuell. Dennoch sind seitdem 4,5 Jahre vergangen und ich möchte und muss dem gerne noch etwas hinzufügen, ohne das „Original“ zu verfälschen. Last but not least mache ich meiner lieben Freundin Vero, passionierte Vorwort-Leserin, bestimmt eine Freude damit gleich zwei unkonventionelle Vorwörter verfasst zu haben. Nun fragt sich der Leser zudem: 4,5 Jahre, wieso das denn? Das Leben kam dazwischen bis ich mir schließlich Urlaub nahm, um meine Arbeit für die Publikation zu überarbeiten.


Es war sehr befriedigend zu sehen, dass aktuellere Forschung allesamt meine Argumentation und Befunde unterstützten – so konnte ich dies in der Einleitung in Form eines literature reviews ergänzen. Außerdem erhält der Leser jetzt bereits in der Einleitung mehr Informationen über die Rebellengruppe. Reflexionen über das Interviewmaterial haben jetzt einen höheren Stellenwert erhalten und sind von Fußnoten in den Fließtext erhoben worden und wurden teilweise ergänzt. Und ich habe mich zudem noch einmal in mein Interviewmaterial gekniet und die Arbeit entsprechend angereichert. Und im Fazit sowie in der Einleitung gehe ich stärker auf die Diskussion des Ressourcen-Konflikt-Nexus ein.


Damit wären wir auch schon beim Thema, über das ich gerne ein paar ergänzende Worte verlieren würde:


Wie ich in meiner Dissertation gezeigt habe und wie aktuellere Forschung zum Ressourcen-Konflikt-Nexus belegen (siehe Einleitung), greift die Annahme zu kurz, dass Bürgerkrieg geführt wird, um Rohstoffe ausbeuten zu können. Folglich laufen Initiativen zu konfliktfreien Rohstoffen mehr oder weniger ins Leere, wenn es um die Prävention und Beendigung von Bürgerkrieg geht. Dennoch haben sie großes Potential, um die Lebensumstände der kongolesischen Bevölkerung zu verbessern. Denn sie können zu besserer Regierungsführung beitragen und zu einer Umverteilung der Einnahmen im Rohstoffsektor über lokale Entwicklungsprojekte und Aufbau steuerfinanzierter Infrastruktur (Straßen, Schulen und kostenloser Schulbesuch, Gesundheitswesen etc.). Der US-amerikanische Dodd-Frank Act Sektion 1502 und die daraus resultierenden Initiativen zu konfliktfreien Rohstoffen hatte jedoch zunächst einmal desaströse Auswirkungen für die lokale Bevölkerung (nicht für bewaffnete Gruppen wohl gemerkt). Denn jeglicher Abbau wurde für illegal erklärt und von der kongolesischen Regierung in einem Schnellschuss für fast ein Jahr suspendiert. Schließlich sind daraus gut gemeinte, aber oftmals schlecht umgesetzte Initiativen entstanden wie beispielsweise Gruppen auf Provinzebene des Ostkongo, in denen alle im Rohstoffsektor beteiligten Akteure (inklusive Zivilgesellschaft) monatlich zusammen kommen und diskutieren. Oder beispielsweise die Validierungsbesuche von Minen entlang eines Kriterienkatalogs, der nicht nur überprüft, ob bewaffnete Akteure involviert sind, sondern auch soziale Kriterien berücksichtigt, was äußerst begrüßenswert ist. Es gibt dort nur einen Haken: die maßgebliche Involvierung des kongolesischen Staats und seiner Behörden im Minensektor. Sicherlich ist es wichtig, dass der Staat seine Rolle übernimmt. Leider eröffnet dies jedoch auch die Möglichkeit zu Korruption und eigener Bereicherung. Als der Bericht von Global Witness „River of Gold. How the Congolese State Lost out in an Eastern Congo Gold Boom, While Armed Groups, a Foreign Mining Company and Provincial Authorities Pocketed Millions” herauskam, wurde eine unabhängige Kommission eingesetzt und schließlich die allseits bekannten Agiteure festgenommen. Ich war persönlich positiv überrascht – nur sollten sie alsbald wieder frei kommen und ihre Posten ungehindert weiter einnehmen. So sitzt man allmonatlich in Sitzungen mit dem Minenminister und seinen Gehilfen und fragt sich, was muss geschehen, dass das hier effektiver wird? Dafür gibt es sicherlich kein Patentrezept, nur so viel sei gesagt: konsequenteres Verhalten ausländischer Regierungen hinsichtlich good governance im Rohstoffsektor und damit guter Regierungsführung an sich – auch wenn es erst einmal unangenehm werden könnte und eigene Interessen behindert.


Nun ja, ich habe die Hoffnung nicht verloren und werde mich weiterhin dahingehend engagieren, zu einer Verbesserung der Lebenssituation der kongolesischen Bevölkerung beizutragen – obgleich das ein langwieriger, mühsamer Prozess ist.


Bukavu, 07.03.2017




1. Einleitung


„Die Rückkehr der Räuber.


Von Ruanda finanzierte Rebellen wüten wieder einmal im Osten Kongos. Ihr Ziel ist die Kontrolle über die wertvollen Rohstoffe. Die kongolesische Regierung greift nicht zum Schutz der Menschen ein – im Gegenteil.“ (FAZ 08.08.2012: 3)


So betitelte Thomas Scheen, Korrespondent der Frankfurter Allgemeinen Zeitung für „Schwarzafrika“1, seine halbseitige Analyse der Rebellion der M23 (März 23), die für mehrere Jahre in der Provinz Nord Kivu der Demokratischen Republik Kongo aktiv war. Der Verweis des Journalisten auf die Finanzierung durch Ruanda, das Ziel der Ausbeutung der natürlichen Ressourcen wie auch die Beschreibung ihres Verhaltens als „wüten“, entspricht gängigen Analysen der Konflikte im Kongo. Diese Stereotype dominieren den analytischen Blick auf das Verhalten bewaffneter Gruppen in Afrika und im Kongo im Besonderen.2 Und zwar erstens, dass Rebellion im Kongo durch die Gier nach den reichen Bodenschätzen begründet ist; zweitens, dass Ruanda für die Rebellionen verantwortlich zeichnet und drittens, dass Rebellen im Kongo nur Unsicherheitsfaktor sind und anarchische, unzivilisierte Zustände herrschen, die geradezu in Gewaltexzesse münden.


Dass eine Rebellengruppe in der DR Kongo politisch legitime Gründe für den Griff zur Waffe haben kann, scheint spätestens seit dem zweiten Kongo-Krieg 1998-2003 und dem massenhaften illegalen Abbau und Handel mit Kongos natürlichen Ressourcen nicht mehr denkbar. Hieran tragen nicht Medien allein schuld, auch wissenschaftliche Arbeiten haben dieses Bild geprägt. Der zweite Kongo-Krieg von 1998-2003 wurde als Prototyp eines gier-getriebenen Konfliktes des neuen dominanten Kriegstyps herausgestellt.3 Weitere wissenschaftliche Studien zu Bürgerkriegen in Sierra Leone/Liberia (Keen 1998) und Angola (Cilliers 2000; Le Billon 2001) unterstützten dieses Bild. Es besteht die Tendenz vom Verhalten der Rebellen direkt auf die Gründe für ihren Kampf zu schließen. Dabei wurde übersehen, dass sich Konflikte im Laufe eines Krieges verändern können und die viel beschworene Bürgerkriegsökonomie sich erst später zum Hauptantriebsfaktor entwickelt haben kann, sofern das überhaupt zutrifft. Rebellengruppen müssen sich schließlich finanzieren. Gar nicht erst davon zu sprechen, dass zwischen der Führung und dem einfachen Soldaten in Bezug auf ihre Gründe für die Teilnahme an der Rebellion unterschieden werden müsste. Denn für die Führung mag es andere Gründe geben als für die einfachen Soldaten.


Erst Jahre später nach Niederschrift dieser Arbeit wurde ein offener Brief veröffentlicht, der von 70 namhaften Kongo-Experten und Akteuren der kongolesischen Zivilgesellschaft gezeichnet ist und dazu aufruft, sich nicht auf so genannte Konfliktmineralien zur Konfliktprävention – und Bearbeitung zu „stürzen“, sondern „nationale und regionale Machtkämpfe, sowie Zugang zu Land, Staatsangehörigkeit und Identität“ als strukturelle Konfliktursachen benennt und argumentiert, dass „Zugang zu Rohstoffen und die Möglichkeit daraus Profit zu schlagen lediglich ein Finanzierungsmittel und kein Selbstzweck“ darstellen. Im Weiteren wird hier die Rebellengruppe M23 als Beispiel dafür angeführt, dass es sogar eine Rebellengruppe gab, die, obwohl lange Zeit die stärkste Militärmacht, nie die Kontrolle über Bergbaugebiete angestrebt hat. Hiermit bestätigen also namhafte Experten die Ausgangsthese dieser Arbeit.4


Die besonders prominente Bezeichnung von Bürgerkriegen nach Ende des Kalten Krieges als „Neue Kriege“ vertreten durch Mary Kaldor (im deutschen Sprachraum durch Herfried Münkler), hat neben den Studien der Weltbankforschungsgruppe unter Paul Collier und Anke Hoeffler ihren Beitrag zur Entpolitisierung und De-Legitimation von Bürgerkriegen geleistet. Und dass sich diese Formeln bis heute in journalistischen Arbeiten und manch einer wissenschaftlichen Arbeit so hartnäckig halten,5 liegt vor allem an ihrer Einfachheit. Weniger analytisch, sondern mehr beschreibend, was vermeintlich zu beobachten war, geben sie einfache Erklärungen: Neue Kriege finden im Kontext von Staatszerfall statt und sind durch enorme Menschenrechtsverletzungen geprägt, Krieg ist nicht mehr durch internationales Recht eingehegt (Brutalisierung) und dient einem Selbstzweck (Entpolitisierung). Gemäß den Weltbankstudien erklärt sich Bürgerkrieg durch die Gier der Rebellen und erfüllt einzig den Zweck zur Bereicherung der Belligerenten. Cuvelier et al. haben in einer Studie von 2014 genau diesen Zusammenhang untersucht und sowohl wissenschaftliche als auch einflussreiche NGO-Reports von Global Witness u.a. auf ihre Qualität untersucht und zeigen auf, dass sich ein Großteil auf unbewiesene Prämissen berufen in Bezug auf die Verbindung zwischen Konflikt und natürlichen Ressourcen, die auf eine qualitativ schlechte empirische Datenlage fußen.


„These views (Anm. d. A.: Verbindung natürliche Ressourcen – Konflikt) have been echoed repeatedly over the past 20 years, and have been embraced by such a large number of activists, journalists, NGOs, researchers and policy makers that they have become conventional wisdom.” (Cuvelier et al. 2014: 340).


So greifen Maßnahmen, die lediglich den konfliktfreien Abbau von Mineralien garantieren (wovon die entsprechenden Initiativen noch weit entfernt sind)6, viel zu kurz und laufen ins Leere, wenn es um die Bearbeitung der Konfliktursachen geht (Cuvelier et al. 2014; Doevenspeck 2012; Mitchel/Garrett 2009; Johnson 2009; Tegera/Johnson 2013; Autessere 2012; Bernading et al. 2015, Cuvelier et al. 2014).


Diese Studie verdeutlicht die unveränderte Aktualität dieser Arbeit, die sich zum Ziel setzt genau dieses conventional wisdom zu hinterfragen und Alternativen aufzuzeigen: eine Analyse von Konfliktursachen, die der Komplexität gerecht wird und dementsprechend eine Grundlage für ihre Bearbeitung bieten kann, die nicht zwangsmäßig ins Leere läuft, wie wenn sie auf nur einer viel zu kurz gegriffenen Prämisse beruft.


Auch Doevenspeck et al. (2013) widmen sich der Überprüfung des Zusammenhangs von Rohstoffen und Konflikt und argumentieren für den Ostkongo und insbesondere für die M23, dass dies als Erklärung für das Andauern des Konflikts nicht ausreiche und vielmehr die Schwäche staatlicher Strukturen, die komplexen Motivationen der beteiligten Akteure sowie das völlige Scheitern der von der internationalen Gemeinschaft unterstützten Power-sharing Strategie mit in die Analyse einbezogen werden müsse.7 Auch seien die historisch begründeten Landkonflikte und ethnische Verwerfungen sowie die Sonderrolle, die die Ostprovinzen schon immer im kongolesischen Staat einnahmen, zu berücksichtigen (Doevenspeck et al. 2013: 170; Doevenspeck 2012). An anderer Stelle führt Dovenspeck in seiner Analyse des grenzüberschreitenden Handels an, dass die prominente, aber sehr einseitige Interpretation des Konfliktgeschehens in Ostkongo als Ressourcenkrieg um mineralische Rohstoffe vernachlässigt, dass die Importe die Exporte bei weitem übersteigen. Es lasse sich weit mehr Geld mit Importen als mit Exporten verdienen (Doevenspeck/Mwanabiningo 2010: 27).


Ungeachtet dessen hat der Autor des Zeitungsartikels mit einer Einschätzung recht: ja, es handelt sich um eine Rückkehr – und zwar von Teilen Laurent Nkundas Rebellengruppe „Nationalkongress zur Verteidigung des Volkes“ (CNDP), die mit dem Friedensabkommen vom 23. März 2009 in die kongolesische Armee integriert wurde) (vgl. Masicotte 2014; Stearns 2012; Doevenspeck et al. 2013; International Crisis Group 2012). Dem aufmerksamen Leser wird eine Koinzidenz aufgefallen sein: der Name der neuen Rebellengruppe M23 (März 23) deckt sich mit dem Datum der Unterzeichnung des genannten Friedensabkommens. Natürlich ist dies kein Zufall – die Rebellengruppe wurde gegründet und kämpft mit dem Verweis auf die Nicht-Erfüllung der Abmachungen des Friedensabkommens seitens der kongolesischen Regierung. Der Fall der CNDP hatte für das tagespolitische Geschehen wieder Relevanz, und damit auch die Frage nach den Gründen für ihre Entstehung. Auch Jahre nach Entstehung dieser Dissertation erlangt die Analyse der Entstehungsursachen der CNDP wieder an Relevanz, denn – nicht wirklich überraschenderweise, da die in dieser Arbeit herausgearbeiteten Ursachen für die Rebellion nie bearbeitet wurden – meldete sich die M23 zur Jahreswende 2016/2017 mit Angriffen zurück.8


Dennoch zurück zu dem Ausgangszitat dieser Arbeit. Indem der Autor des Artikels von einer Rückkehr der Räuber spricht, unterstellt er der ehemaligen Rebellengruppe CNDP ein räuberisches Verhalten, und dass „wieder einmal“ Rebellen „wüten“ unterstellt der CNDP indirekt auch ein entsprechendes Verhalten, das sogar eine entgrenzte Komponente von Gewaltanwendung hat. Dies widerspricht gänzlich den Ergebnissen dieser Arbeit, welche die Entstehungsursachen der CNDP-Rebellion analysiert. Die Forschungsfragen der vorliegenden Dissertation lauten: Wie lässt sich die Entstehung der CNDP erklären? Auf welcher theoretischen und methodischen Grundlage lassen sich die Entstehungsursachen bestimmen? Und welchen Stellenwert nehmen ökonomische Interessen für die Gründung der CNDP ein? Bevor ich näher auf die Ergebnisse dieser Arbeit eingehe, skizziere ich im Folgenden den Kontext der Gründung der Rebellengruppe sowie ihre Etablierung. Hierzu beginne ich mit einer ereignisgeschichtlichen Betrachtung der unmittelbaren Umstände, die der Entstehung und Etablierung der Rebellion vorangingen. Im nächsten Schritt gehe ich auf Formung, Organisationsstruktur und Zusammensetzung der CNDP ein und diskutiere dabei den Stand der Forschung zur CNDP.


Obwohl seit dem Jahr 2003 in der Demokratischen Republik Kongo nach zwei verheerenden Bürgerkriegen offiziell Frieden herrschte, war das Land nicht vollkommen befriedet. Vor allem im Nordosten Kongos bestand weiterhin ein hoher Grad an Unsicherheit. Die Regierung hatte nicht das staatliche Gewaltmonopol inne, nicht einmal die eigenen Regierungstruppen konnten kontrolliert werden − der Prozess der Sicherheitssektorreform wurde nur stockend umgesetzt und erhebliche Defizite zeigten sich früh. Mehrere kongolesische und aus den Nachbarländern stammende Rebellengruppen operierten ungehindert auf kongolesischem Territorium. In diesem Kontext gründeten Laurent Nkunda und einige seiner engsten Vertrauten 2003 die Organisation „Synergie Nationale pour la Paix et la Concorde“ (SNPC) (Scott 2008: 165; vgl. Stearns 2007: 247; Stearns 2008: 36; Stearns 2012: 19) mit dem verlauteten Ziel, die verschiedenen Ethnien zu vereinen und zu versöhnen sowie Frieden als Grundlage für eine ökonomische Entwicklung zu schaffen.9 Nkunda nahm zu diesem Zweck Kontakt zu Mai-Mai Gruppen Süd Kivus sowie Banyamulenge10 auf. Dies wurde mit Argwohn durch die Transitionsregierung betrachtet, die eine mögliche militärische Allianz fürchteten (Scott 2008: 164f). Im September 2003 verweigerte Laurent Nkunda die Teilnahme an einer Inaugurationszeremonie der kongolesischen Armee in Kinshasa – er sollte den Rang eines Generals erhalten. Sein Status blieb ungeklärt, bis er im September 2004 offiziell aus der kongolesischen Armee ausgewiesen wurde. Die Gründe für seine Weigerung sind nicht eindeutig geklärt. Nach eigener Angabe entstand diese Weigerung aus einer Kritik an der Regierungsführung des Transitionsregimes sowie vor allem an der schlechten Konzipierung und mangelnden Umsetzung der Sicherheitssektor- und Armeereform (Wolters 2007: 1; vgl. International Crisis Group 2006). Aus der Sicht von Kritikern wird der Umstand angeführt, dass er sich damit lediglich einer Festnahme entziehen wollte, die ihm angeblich bevor gestanden hätte aufgrund seiner Verantwortung als Kommandeur bei dem Massaker an 160 Zivilisten in Kisangani im Mai 2002 (vgl. Stearns 2007: 246f). Dies ist jedoch eher unwahrscheinlich, denn Nkunda bewegte sich noch bis Ende 2006 ungehindert in Goma, der Hauptstadt der Provinz Nord Kivu, und lebte nicht etwa verschanzt in den Bergen Masisis. Nkunda besaß ein Haus in Goma sowie eine große Farm zur Viehzucht in den Bergen des Distrikts Masisi.11 Dies ist insofern relevant, da es sich bei ihm nicht um einen perspektivlosen Ex-Soldaten handelte. Er war nicht zur eigenen materiellen Existenzsicherung auf einen Posten in der kongolesischen Armee (Forces Armée de la Republique Démocratique du Congo, FARDC) angewiesen.12 Die Kongo-Expertin des südafrikanischen Institute for Security Studies (ISS) schätzt in einem situation report von 2007 die Situation entlang der Argumentation dieser Arbeit ein:


„In large part, the development of the Nkunda menace reflects the failure on the part of successive Congolese governments to manage and complete the demobilization, disarmament and reintegration process and to address other specific issues Nkunda has raised.” (Wolters 2007: 1).


Auch die International Crisis Group (2007: i) argumentieren ähnlich, dass die Krise um Nkunda vor allem in Verfehlungen des Friedensprozesseses wie der Armeeintegration, wirtschaftlichen Regierungsführung und transitional justice zu sehen seien, zudem bemängeln sie, dass es keinen echten Dialog mit Nkunda gäbe und Konfliktursachen13 nicht bearbeitet worden wären.


Dieser Argumentation schließt sich Leslie Masicotte (2014) an, indem sie die M23 nicht nur in Kontinuität zur vorhergehenden Rebellion stellt, sondern die Legitimität ihrer Forderungen herausarbeitet und die Verfehlung der internationalen Gemeinschaft, wie natürlich auch der kongolesischen Regierung, anprangert, die politischen und sozialen Forderungen nicht ernst zu nehmen (Masicotte 2014).


Doevenspeck wiederum, der mehrere Feldforschungsaufenthalte im CNDP Gebiet unternahm, spricht davon, dass „innerhalb ihres politisch wie militärisch kontrollierten Gebietes im Ostkongo, versuchte der CNDP seine Vision eines kongolesischen Staates zu konkretisieren“ (Doevenspeck 2015: 218).


Nun jedoch weiter in der ereignisgeschichtlichen Darstellung der CNDP. Während Nkunda – nach Verweigerung des Amts des Generals - in Goma verweilte mit weiterhin guten Kontakten zu den dort machthabenden Truppen der Ex-RCD (Rassemblement Congolais pour la Democratie) (Wolters 2007:1), wurde in der Provinz Süd Kivu unterdessen mit General Mabe ein neuer Chef der 10. Militärregion (Süd Kivu) gegen den Willen des Ex-RCD Colonel Mutebutsi eingesetzt, der bis dato zusammen mit mehreren Hundert Anhängern die Sicherheit in Bukavu gewährleistete. Bei der RCD handelt es sich um einen Hauptakteur des zweiten Kongo-Krieges mit Stammsitz in den beiden Kivus. Ende Mai 2004 kam es zu einem Zusammenstoß von Truppen Mabes und Mutebutsis, in dem mindestens ein Soldat Mabes getötet wurde (Wolters 2004: 2). Als vermutlichen Racheakt ermordeten daraufhin Soldaten der 10. Militärregion mindestens 15 Menschen (mehrheitlich Banyamulenge) in einer Massenexekution (HRW 2004: 1; Stearns 2012: 21). Weitere 50 Banyamulenge wurden auf dem Gelände einer Kirche festgehalten und später von der UN Mission im Kongo (MONUC) befreit.


Nkunda sammelte daraufhin mehrere Tausend Mann um sich und marschierte Mutebutsi zur Hilfe in Bukavu, um nach eigener Angabe einen drohenden Genozid der Banyamulenge zu verhindern. Bei den Truppen handelte es sich höchstwahrscheinlich um offizielle Truppen der 8. Militärregion (Nord Kivu) und Ex-RCD Truppen (Wolters 2004: 3; HRW 2007: 11). Später unterstellten sich große Teile der Truppen wieder der 8. Militärregierung (Wolters 2004: 7). Dass Nkundas Warnung vor einem Genozid übertrieben war, ist weitgehend belegt. Unterdessen flohen Tausende von Banyamulenge über die Grenze nach Burundi und Ruanda. Während der einwöchigen Besatzung Bukavus kam es zu erheblichen Menschenrechtsverletzungen durch Nkundas und Mutebutsis Truppen.14 Das Verhalten der Soldaten stand im Gegensatz zu Nkundas Anspruch für Schutz zu sorgen, und ließ vielmehr auf Racheakte oder Einschüchterung als Ziel schließen. Und das eigentliche Ziel, für den Schutz der Banyamulenge zu sorgen, wurde durch das Verhalten der Truppen kolportiert: Die anti-Banyamulenge Stimmung wurde nur noch aufgeheizt, wie auch die negative Einstellung zu den Banyarwanda15. Mehrere Hundert Banyamulenge flohen aus Angst vor Racheakten (Wolters 2007: 2; Stearns 2007: 247). Die genauen Gründe für Nkundas Involvierung in Bukavu sind unklar, jedoch ist eine Unterstützung oder zumindest Duldung des Militärchefs der 8. Militärregion und des Gouverneurs Serufuli (beide Ex-RCD) gesichert, wie auch eine Unterstützung durch Ruanda.16 Die Besatzung Bukavus wurde nach wenigen Tagen aufgelöst, nachdem es der MONUC gelang, einen Deal abzuschließen (Wolters 2007:1). Mutebutsi und seine Truppen zogen sich zurück nach Ruanda, während sich Nkunda nach Minova in Nord Kivu zurückzog und die eigentlichen Regierungstruppen sich wieder der 8. Militärregion unterstellten. Vertraut man auf die Darstellung von Scott (2008: 158-170), dann zog sich Nkunda nicht mit dem konkreten Ziel nach Nord Kivu zurück, eine erneute Rebellion zu gründen.17 Das erste Mal meldete sich Nkunda nach seinem Rückzug im Zusammenhang mit dem Massaker an 160 Banyamulenge im burundischen Flüchtlingslager Gatumba am 13. August 2004 zu Wort und kritisierte die kongolesische Regierung. Dies sorgte bei vielen Banyarwanda-Tutsi für ein erhöhtes Unsicherheitsgefühl (International Crisis Group 2007: 3).


Unterdessen kämpfte Nkunda mit nicht einmal Fünfzig Soldaten gegen Mai-Mai-Gruppen18 und FDLR19, jedoch nicht mehr gegen FARDC. Hierzu gründete er laut Scott das so genannte Anti-Genozid-Team (AGT). Für punktuelle Operationen hätten ihm jedoch Teile der 81. und 83. Brigade zur Verfügung gestanden, mit Billigung und Unterstützung von Teilen der ex-RCD (Stearns 2012: 20, 24). Unterdessen stieg die Spannung zwischen dem Kabila-Regime und Ruanda in der Frage der Lösung des FDLR Problems an (Scott 2008: 166-168).


Im Dezember 2004 führte die FARDC die so genannte Operation „Bima“ aus, mit dem Ziel die Achse Beni-Lubero im so genannten grand nord20 sowie die Grenze zu Uganda zu sichern. Zudem lieferte sich die FARDC Kämpfe mit Truppen der RCD, um die Kontrolle über Rutshuru und Goma zu gewinnen.21 Dies hatte eine entsprechende negative Signalwirkung auf die Banyarwanda und gesamte Bevölkerung. Man befürchtete einen erneuten Ausbruch des Krieges.22 Durch eine ethnische Brille betrachtet, sah dies jedoch nach einem Angriff von nicht-Banyarwanda auf Banyarwanda aus (vgl. Scott 2008: 166). Diese militärische Konfrontation, an der auch Nkunda teilnahm, breitete sich auf Masisi aus. Auf Seiten der FARDC kämpften noch Mai-Mai-Gruppen. Dies weitete sich zu einem ethnischen Konflikt aus, in dem alle Parteien auch die Zivilbevölkerung der jeweils anderen ethnischen Gruppe als Racheakt angriffen. Auf Druck der internationalen Gemeinschaft stellte die FARDC die Kämpfe ein und die MONUC richtete eine neutrale Zone ein (Scott 2008: 166).


Unterdessen sind die inter-ethnischen Spannungen in Nord Kivu wieder sehr angestiegen (HRW 2005: 5ff; HRW 2007; International Crisis Group 2005: 1; Stearns 2007).23 Unterdessen operierte die FDLR weiterhin weitestgehend ungehindert auf kongolesischem Territorium und attackierte Banyarwanda-Tutsi im Kongo wie auch Ruanda ungeachtet dessen, dass sie eigentlich in der Deklaration von Rom vom 31. März 200524 eine Waffenruhe einseitig ankündigten.


Nkunda verwandelte das Anti-Genozid-Team um in das Militärkomitee zur Verteidigung des Volkes (Conseil Militaire pour la Défense du Peuple, CMDP), die mit der zuvor gegründeten SNPC zusammenarbeitete (Stearns 2012: 26). Auf der Grundlage dieser beiden eher informellen Organe gründete Nkunda dann die CNDP. Laut Scott formierte Nkunda die CNDP bereits am 25. August 2005 nach seinen Vorstellungen (Scott 2008: 169f). In diesem Zeitraum hatte Nkunda noch gute Kontakte zur RCD sowie zu Gouverneur Serufuli (Stearns 2007: 247) wie zur Regierung Ruandas.


Die Rolle Ruandas bei der Gründung der CNDP ist unklar, auch ist der Grad des Einflusses der ruandischen Regierung auf die Rebellion nicht belegt (Wolters 2007: 5). Stearns zitiert Interviewpartner, dass Mit Sicherheit handelte die Rebellengruppe im Interesse Ruandas, Tutsis zu schützen und FDLR zu bekämpfen, was jedoch noch lange nicht belegt, dass Ruanda die Rebellion steuerte und gründete. Allerdings ist sicher, dass Ruanda die Rebellion bei der Rekrutierung und durch Waffenlieferungen etc. aktiv unterstützte.25 Der Grad der Abhängigkeit der Rebellion von Ruanda ist weniger relevant, als zunächst naheliegen könnte. Ruanda spielte zwar eine Rolle für die materielle Konfliktfähigkeit. Die Bedingungen und Gründe für einen potentiellen Rebellen, sich an der Rebellion zu beteiligen, lassen sich jedoch nicht darüber erklären. Diesem Fehlschluss unterliegen die meisten Beurteilungen der CNDP-Rebellion als reine Marionette Ruandas.26 Meiner Kritik an dieser Interpretation liegt die Annahme zugrunde, dass es mehr für das Entstehen einer Rebellion bedarf, als die Gelegenheit (= materielle Konfliktfähigkeit) dazu.27


Eine der wenigen Ausnahmen einer differenzierten Betrachtung der CNDP bietet der Kongo-Experte Jason Stearns, der sowohl die historische Bedingtheit (Konflikt über Zugang zu Land und politische Repräsentation) als auch aktuelle politische Entwicklungen (Machtverlust und damit verbundene Bedrohungswahrnehmung der Banyarwanda sowie Ruandas) als die Gründung der CNDP durch Nkunda begünstigend anführt (Stearns 2008: 245f). Auch in Hinsicht auf das oftmals angeführte Argument, Nkunda bzw. die CNDP seien nichts weiter als eine Marionette Ruandas, bezieht Stearns klar Stellung:


„However true these reports may be (Anm. d. A.: Berichte über Waffenlieferungen und Unterstützung bei der Rekrutierung) it would be wrong to surmise, as many in the Congolese media and political sphere do, that Nkunda is merely Rwanda’s puppet. He has assembled behind his alliance of the discontent and disaffected, including many members of his own community as well as opposition politicians and businessmen” (Stearns 2007: 258).


Stearns zitiert einen ehemaligen CNDP Soldaten, der angab Vertreter Ruandas hätten Handbücher zu Organisationsmanagement ausgehändigt mit den Worten dieses Mal nicht angerannt zu kommen, wenn sie in Schwierigkeiten geraten würden. „They wanted us to figure it out ourselves this time“ (Stearns 2007: 247).


An anderer Stelle schreibt Stearns, dass die Priorität der CNDP zweifelsohne eine Antwort auf das Leid und die Unsicherheit der Tutsi-Gemeinde sei. Also auch die Frage nach der Integration in die kongolesische Armee sowie der Rückkehr der 50.000 kongolesischen Tutsi-Flüchtlinge aus Ruanda (Stearns 2012: 27). Damit unterstreicht er also, dass es nicht wie so oft angenommen pekuniäre Gründe gewesen seien. Das bedeutet natürlich nicht, dass Stearns die begangenen Menschrechtsverletzungen außer Acht lässt, die vor allem während der Militäraktionen gegen die FDLR begannen wurden. Zugleich erkennt er an, dass die CNDP Sicherheit in Masisi und großen Teilen Rutshurus gewährleisteten (Stearns 2007: 265).


Stephanie Wolters führt in ihrer Analyse der Konfliktsituation von 2007 an, dass:


„Many people – especially local and international human rights workers – agree that Nkunda has a point about the situation of the Tutsi in the region – especially about the return of the Congolese Tutsi living in refugee camps in Rwanda. This, they say, is a legitimate demand, and one the Congolese government must address. Similarly, there are a few people who argue that the FDLR is not a general military threat and particularly to the Tutsi an Banyamulenge community” (Wolters 2007: 7).


Zugleich weist sie jedoch auf die negativen Auswirkungen der Präsenz der CNDP und Weigerung sich in die FARDC zu integrieren hin, sowie auf die verschlechterte Sicherheitssituation in Gebieten in denen sich Einflusszonen angrenzen, was zu weiteren Ressentiments gegenüber Banyarwanda und Tutsi führe (Wolters 2007: 5-7).


Im Gegensatz zur Gründung der RCD, welche eine Ausnahme in der kongolesischen Politik bildete, indem sie eine Interessenkoalition darstellte, entsprach die Gründung der CNDP der für den Kongo typischen Gründungsform sozialer Organisationen durch einen „presidént-fondateur“ (vgl. Tull 2005: 111). Laurent Nkunda spielte eine entscheidende Rolle für die Gründung und Formung der Rebellion.28 Mit der offiziellen Gründung der CNDP im Juni 2006 schließt dieser Prozess in meiner Betrachtung ab. Der Prozess der Etablierung der Rebellion geht zwar darüber hinaus, hat jedoch dann seinen Höhepunkt im Sinne einer Festlegung von speziellen Strukturen.29 Natürlich unterliegen eine Rebellengruppe und seine Institutionen auch danach noch Veränderungen, für die materielle und psychosoziale Konfliktfähigkeit zur Verdichtung des ursächlichen Prozesses sind diese dann aber nicht mehr relevant.


Nkunda selbst, wie auch die meisten der Führungsriege der CNDP, hatten jahrelange Erfahrungen in Rebellengruppen. Zum Teil kämpften sie bereits in der RPF-Rebellion30 in Ruanda und manche sogar vorher schon in den Reihen der „National Resistance Army“ (NRA) in Uganda. Dabei handelte es sich um ehemalige Tutsi-Flüchtlinge der 1959er Revolution in Ruanda. Diese waren im Gegensatz zu den Tutsi Kongos gut in die ugandische Bevölkerung integriert. Die NRA war in hohem Maße vom Kampfeinsatz der Tutsi abhängig und sie verhalfen Yoweri Museveni in sein Amt als Präsident Ugandas. Dem entgegen wandte sich Museveni später gegen die Tutsi und entzog ihnen ihre ugandische Staatsbürgerschaft. Diese kampferprobten Tutsi sahen sich erneut ihrer Heimat beraubt. In diesen Entwicklungen sieht Mamdani die Bedingung und zum Teil auch Grund für die RPF-Rebellion (Mamdani 1998, 2000). Zum Großteil kämpften die gleichen Soldaten dann in der AFDL31 zum Sturz des Mobutu-Regimes und schließlich in der RCD gegen das Ruanda- und Banyarwanda feindliche Kabila-Regime (Doevenspeck 2015: 219). Nkunda, wie auch die meisten in seinem Führungsstab, hatte studiert und war militärisch ausgebildet und sie kannten sich bereits aus früheren Jahren (Doevenspeck et al. 2013 177). Das heißt jedoch nicht vor allem für das Führungspersonal, dass sie wie Söldner von einem Krieg zum nächsten zogen bzw. keine anderen Möglichkeiten zur materiellen Existenzsicherung hatten.32


Nun Näheres zur Formung, Organisationsstruktur und Zusammensetzung der CNDP: Zu Beginn der Rebellion33 gab es zunächst keine Unterscheidung zwischen einem politischen und militärischen Arm,34 erst mit der offiziellen Gründung im Juni als CNDP 2006 wurden diese formal unterschieden. Von Beginn an unterstanden die Truppen Nkundas Befehl, wobei sie später General Bosco Ntagana35 anführte. Auf ihrem Höhepunkt unterstanden der CNDP zwischen 4.000 und 7.000 Soldaten.36


Nkundas Kontakt zu ehemaligen RCD-Rebellen, der ruandischen Armee und früheren RPF-Rebellen37 ermöglichte es ihm, erfahrene Soldaten zu rekrutieren. Die Truppen setzten sich maßgeblich aus Banyarwanda zusammen, vor allem Tutsi (besonders in den höheren Rängen) aber auch Hutu und in einem kleineren Umfang lokale ethnische Gruppen. Hinzu kamen die 81. und 83. Brigade38 der FARDC (ex-RCD), die von Anfang an als loyal zu Nkunda galten39 und zu den Truppen gehörten, die er im Mai 2004 nach Bukavu führte. Spätestens seit Ende 2006 kann man davon ausgehen, dass die beiden Brigaden zu Nkunda übergelaufen sind.40 Der Hintergrund, der die spätere Abspaltung und Integration der 81. und 83. Brigade begünstigte, war der stockende Reformprozess des Sicherheitssektors. Die beiden Brigaden hatten zum Zeitpunkt der Gründung der Rebellion noch nicht den Brassage-Prozess41 durchlaufen, der in Nord Kivu erst im März 2005 begann (Sergiou 2007).42 Bis zur Brassage waren die Brigaden in unveränderter Form in Nord Kivu eingesetzt. Als die 81. und 83. Brigade den Befehl zur Brassage erhielten, weigerten sie sich ihre Positionen zu verlassen mit der Begründung, dass ihre Angehörigen beziehungsweise Banyarwanda und Tutsi andernfalls schutzlos seien (Stearns 2007). Welches Kalkül dahinter stand, ob es den beiden Brigaden eher darum ging die kongolesische Armee zu unterlaufen, ist unklar. Ein Faktor der auch eine Rolle gespielt haben mag, ist, dass der Brassage-Prozess und die darauf folgende Stationierung in einer anderen Provinz eine lokale Entwurzelung bedeutete. Als maßgeblichen Grund reicht dies jedoch nicht aus, denn dies drohte allen ehemaligen Rebellen sowie FAC (Forces Armée Congolais, ehemalige Regierungssoldaten im 2. Kongokrieg unter Kabila). Es stellt sich also die Frage wieso gerade die beiden ehemaligen RCD-Brigaden sich weigerten sich dem Brassage-Prozess zu unterziehen. Es gab nur noch eine weitere Brigade, die sich dem Befehl zur Brassage verweigerten und zwar die 85. Brigade43, welche am Ort ihrer Stationierung massiv am Abbau von Kassiterit in Walikales ertragreichsten Mine Bisie verdienten. Dahingegen waren die 81. und 83. Brigade an keinem Rohstoffhandel beteiligt.44 Für die beiden Brigaden kommen vielmehr die bereits herausgearbeiteten Bedingungen und Gründe sowie bestehende psychosoziale Konfliktfähigkeit zum Tragen.


Nicht nur bereits bestehende Truppen erleichterten den Aufbau der CNDP, aktive Hilfe bei der Rekrutierung in ruandischen Flüchtlingslagern erhielten sie durch die ruandische Regierung.45 Ein Argument zur Rekrutierung war das Versprechen der Repatriierung der noch in Ruanda verbliebenen kongolesischen Flüchtlinge. Hierbei ging es vor allem um die Schaffung von ausreichend Sicherheit für ihre Rückkehr. Hinzu kommt, dass die CNDP eine Alternative für demobilisierte Soldaten in Kongo und Ruanda darstellte, von denen die meisten arbeitslos, sozial entwurzelt waren und eine Reintegration in das Zivilleben nicht schafften. Gewaltsame Rekrutierung und Rekrutierung von Kindersoldaten fanden zwar statt (HRW 2007; Stearns 2007: 257), jedoch verstärkter ab 2008 statt.46 Darüber hinaus rekrutierte Nkunda aktiv innerhalb der lokalen Bevölkerung. Hierzu unterhielt er öffentliche Veranstaltungen, in denen er selbst auftrat und seine Kritik an der Regierung äußerte und die CNDP als Alternative erklärte.47 Später wurde ein System zur Rekrutierung der Sympathisanten entwickelt.


In militärischer Hinsicht war die CNDP von Beginn an straff organisiert und gut ausgebildet und im Kampf diszipliniert – im Gegensatz zu den Truppen der FARDC, die regelmäßig flohen anstatt zu kämpfen (vgl. Stearns 2007; Doevenspeck 2015: 216). Zwar herrschte stets ein hoher Grad an Disziplin auch hinsichtlich des Verhaltens der Truppen und zivilen Organe gegenüber der Bevölkerung und dies erneut vor allem im Vergleich zu jeglichen staatlichen Organen, dennoch kam es zu Gewalt und Menschenrechtsverletzungen. Je weiter sich die Organisation konsolidierte, desto disziplinierter wurde das Verhalten. Human Rights Watch (2007: 24) rechnet allen Akteuren (CNDP, FDLR, FARDC) Menschenrechtsverletzungen während der Militäroperationen zu. Besonders betroffen war die Bevölkerung entlang von Frontlinien bzw. in angrenzenden Einflussgebieten der unterschiedlichen Gewaltakteure. Im Februar und März 2007 dokumentierte Human Rights Watch zwei Massaker durch CNDP Brigaden in Rutshuru, die als Strafaktionen vermeintlicher Kollaboration mit FDLR an der Bevölkerung durchgeführt wurden. Offiziell ließ Nkunda verlautbaren, dass es sich um einen Einsatz gegen die FDLR gehandelt habe, der von der Militärhierarchie in Goma angeordnet gewesen sei (HRW 2007: 30).


Sehr früh handelte es sich um eine hoch entwickelte Organisation, die einen staatsähnlichen Apparat mit Beamten, Steuern, einer Fahne, später dann auch zwei Websites, einer Radiostation, ideologischen Trainings und einem eigenen militärischen Krankenhaus beinhaltete.48 Die CNDP wurde durch eine Mischung aus willkürlichen und demokratischen Regeln gesteuert, dies jedoch unter der personalisierten Herrschaft von Laurent Nkunda. Er hatte in allen Organen den Vorsitz und die meisten Verantwortlichkeiten lagen in seiner Hand (vgl. Stearns 2007: 258). Nicht gleich zum Zeitpunkt der Gründung der Rebellion, sondern erst nach 2006 organisierte die CNDP ihre Sympathisanten in so genannte „Teams und Syndikate“ als Mittel der besseren sozialen Integration der Bevölkerung in die Bewegung (Scott 2008: 229f; vgl. Stearns 2007: 257). Auf der niedrigsten Ebene organisierte die CNDP ihre Sympathisanten in „Teams“. Dies ermöglichte es die Unterstützung der Bevölkerung zu erlangen und die Bewegung besser sozial zu integrieren. Ein Sympathisant der CNDP konnte ein Team von maximal zehn Personen zusammenstellen, welche er aus seinem näheren sozialen Umfeld rekrutierte. Diese soziale Einbettung garantierte eine starke Bindung und die Teams trafen sich auch regelmäßig außerhalb der Treffen der CNDP. Das gesamte System der Teams unterlag der Geheimhaltung. Sobald die Zahl von zehn Personen erreicht war, wurde ein zweites Team gebildet, welches unabhängig vom ersten entstand. Drei Teams wurden von einem so genannten „Syndikat“ zusammengefasst. Dieses System ermöglichte nicht nur eine schnelle Verbreitung und Verwurzelung in der Bevölkerung, sondern versorgte die Führer der CNDP mit Informationen zu den Realitäten des Alltags der Mitglieder und war auch eine Form der Kontrolle. Hierbei handelte es sich nicht nur um ein System zur Rekrutierung und Sensibilisierung, sondern sollte auch Solidarität und einen Gemeinschaftssinn innerhalb der Bevölkerung schaffen. Scott schätzt, dass die CNDP bereits bis Ende April 2008 mehrere Tausend Sympathisanten in diesem System organisiert hatte (Scott 2008: 229 f).49


Die CNDP begann mit lokal orientierten Zielen, und der Schutz der Tutsi Gemeinschaft und Banyarwanda bildete das Hauptziel zusammen mit der Forderung nach der Rückkehr der 45-60.000 kongolesischen Tutsi-Flüchtlinge in Ruanda (Wolters 2007: 6; Stearns 2007: 255). Hinzu kommt die Demobilisierung und Repatriierung der FDLR, die die hauptsächliche Gefahr für die Tutsi darstellte. Außerdem wurden der Aufbau der kongolesischen Armee sowie der Brassage-Prozess kritisiert. Zu Beginn führte Nkunda schwerpunktmäßig einen Diskurs um die Diskriminierung der Minorität der Banyarwanda und Tutsi im Besonderen und warb für die Versöhnung der Ethnien (Stearns 2007: 251). Nationale Ziele wie der Kampf gegen Korruption, gegen Unsicherheit und für wirtschaftliche Entwicklung sowie der Einrichtung von Föderalismus und den Aufbau einer neuen politischen Klasse, wurden erst 2007 verbalisiert. Von da an kritisierte Nkunda die Regierung offen und stellte seine CNDP als Gegenentwurf dar. Doevenspeck (2015: 221) stellt es wie folgt dar: „Die Rebellen kritisierten die Dysfunktionalität des kongolesischen Staates und leiteten daraus das Recht auf Gewaltanwendung ab“. Diese Diagnose sei nicht einer Analyse schwacher Staatlichkeit entlang eines weltlichen Ideals entsprungen, sondern vielmehr der jahrelangen Erfahrung eines Alltags von Gewalt, Vertreibung und Rechtlosigkeit. Die CNDP habe an einem territorial verfassten Gegenmodell gearbeitet, in dessen Rahmen sie ihre Vorstellungen von Staatlichkeit praktizierten (ebd.): Neben der weltlichen Ziele waren die Forderungen Nkundas durch seinen starken christlichen Glauben geprägt und neue Rekruten mussten zuerst getauft werden, bevor sie in die Truppen integriert wurden.50 Außerdem erhielten Soldaten sowie administratives Personal ein ideologisches Training. Zur Rekrutierung von Anhängern in der Zivilbevölkerung gab es öffentliche Versammlungen, auf denen Nkunda sprach (Stearns 2007: 264). Hier wurden Softgetränke, so genannte „sucrées“ gereicht, um eine möglichst große Menschenmenge anzuziehen.51


Die CNDP finanzierte sich von Beginn an maßgeblich über ein Steuersystem. Dies war ihnen möglich, da sie schnell das Gewaltmonopol in dem von ihnen okkupierten Gebiet inne hatten und auch die Grenzgebiete kontrollierten.52 Steuern wurden auf alle Importe und Exporte erhoben sowie auf Waren auf lokalen Märkten. Außerdem waren Steuern pro Geschäft und Haushalt pro Jahr oder Ernte zu entrichten. Die Festsetzung der Steuern war nicht willkürlich, sondern war klar geregelt, wodurch für die Bevölkerung Erwartungssicherheit bestand.53 Weder zur Entstehung noch später beutete die CNDP mineralische Rohstoffvorkommen aus (Spittaels & Hilgert 2008: 24),54 und erweiterte ihr Einflussgebiet nicht auf rohstoffreiche Gebiete, was ihnen zu einem späteren Zeitpunkt ohne Weiteres möglich gewesen wäre (vgl. auch Masicotte 2014). Dies hätte jedoch eine Ausweitung auf die anderen Distrikte der Provinz Nord Kivu, Walikale oder die Distrikte Beni und Lubero, bedeutet, wo kaum Banyarwanda leben.55 Militärische Ausrüstung hatte die CNDP einerseits durch die zwei desertierenden Brigaden der FARDC und durch die Unterstützung Ruandas (Stearns 2007: 249). Weitere finanzielle Unterstützung erhielt die CNDP durch reiche Geschäftsleute in Goma56 und von Mitgliedern der Diaspora57.


Die Finanzierung und somit auch die Konfliktfähigkeit der CNDP hing maßgeblich von der Fähigkeit der CNDP ab, ein Ordnungssystem aufrecht zu erhalten. Die CNDP bediente sich zum Teil Intermediärer – lokale Autoritäten58, die eine große Freiheit in ihrer Entscheidungsfindung hatten.59 Die Kontrolle wurde vor allem über zivile Institutionen ausgeübt und nicht durch Soldaten. Als die CNDP damit begann ihre Kontrolle auszuweiten, wandten sich Vertreter der CNDP an Dörfer und forderten diese auf eine Kontaktperson zu bestimmen.60 Um eine bessere Kontrolle auf der lokalen Ebene zu haben, schuf die CNDP selbst-regulative Institutionen mit zentralisiertem Charakter, die auf dem ganzen Gebiet verbreitet wurden. Bereits bestehende staatliche und traditionale Institutionen wurden durch die CNDP usurpiert. Auf der untersten Ebene wurde die Institution der „nyumba kumi“ („zehn Häuser“)61 gestärkt, und dafür genutzt die lokale Verwaltung aufzubauen. Das alltägliche Leben wurde in der nyumba kumi geregelt: Konfliktlösung (traditionale Gerichtsbarkeit), Steuerabgaben, kollektive Arbeit und lokale Selbstverteidigungstruppen wurden durch den Chef der nyumba kumi geregelt, der innerhalb der Bewohner gewählt wurde. Die kollektive Arbeit namens „salongo“ ist eine traditionale Institution von kollektiver Arbeit und wurde durch die CNDP je nach Bedarf auf einen oder bis zu drei Tagen in der Woche festgelegt – allerdings als Arbeit für die CNDP.62


Wie ich in einem ersten Überblick über die Entstehung- und Ausbau der CNDP zeigen konnte, war die Herrschaftsform mehr auf die Kontrolle des Gebietes, als auf die Ausbeutung von natürlichen Ressourcen ausgerichtet. Dies zeigt, wie wenig die gängigen Erklärungsmuster für Rebellion Fall der CNDP zum Tragen kommen.


In einer historisch-informierten Analyse der Entstehung und Etablierung der CNDP zeichne ich nach, wie es zu einer massiven Bedrohungswahrnehmung sowohl in Bezug auf ihre physische Unversehrtheit als auch die Möglichkeit zur physischen Reproduktion der Gemeinschaft der Banyarwanda63 kam. Diese wurde verstärkt durch aktuelle Entwicklungen wie dem anstehenden Machtverlust der ehemaligen RCD-Rebellion (Banyarwanda) mit den Präsidentschafts- und Parlamentswahlen 2006 und deren bevorstehender Integration in die kongolesische Armee und Stationierung in anderen Landesteilen, was ein Ende ihrer Schutzfunktion für die Banyarwanda sowohl in physischer als auch politischer Hinsicht bedeutete. Im Wahlkampf wurden auch die Ressentiments gegenüber Banyarwanda immer stärker zugespitzt (HRW 2005: 5ff; HRW 2007: 11f). Außerdem zeige ich, dass sich schon früh in der Transitionsphase eine Kontinuität zu Herrschaftspraktiken des Mobutu-Regimes zeigte, was, wie ich argumentiere, zu einer entsprechend negativen Erwartung in Bezug auf zukünftige Entwicklungen führte. Hinzu kommt die verhältnismäßig niedrige Schwelle zur Gewaltanwendung in einer Gesellschaft mit entsprechend großer Gewalterfahrung. Zwar lässt sich nicht vom Verhalten von Rebellen direkt auf ihre Ziele schließen, im Falle der CNDP zeigt sich jedoch, dass sich das Verhalten und die verbalisierten Ziele der Sicherheitsherstellung für Banyarwanda und Tutsi im Besonderen decken.


Die Relevanz einer Untersuchung der Entstehungsursachen der CNDP-Rebellion leitet sich nicht nur aus ihrer Bedeutung für die Stabilität Kongos und dessen Stabilität für die Region ab, oder schlicht aus der Persistenz der Konflikte im Ostkongo. Betrachtet man die Analysen zu Krieg der Arbeitsgemeinschaft Kriegsursachenforschung (AKUF) der Universität Hamburg, zeigt sich eine deutliche Tendenz: zwei Drittel aller Kriege seit 1945 waren innerstaatliche Kriege. Wohingegen nur ein knappes Viertel zwischenstaatliche Kriege waren (inklusive Dekolonisationskriege). Die zahlenmäßige Dominanz der innerstaatlichen Kriege bedeutet einen Bruch mit früheren historischen Perioden, in denen zwischenstaatliche Kriege dominierten.64 Im letzten Jahr 2012 war Afrika der am stärksten von innerstaatlichem Krieg betroffene Kontinent.65


Und nicht zuletzt ergibt sich die Relevanz der Untersuchung der Entstehungsursachen der CNDP-Rebellion aus dem Forschungsstand zur Formung und Ursache von Rebellion. Ein näherer Blick auf das Verhalten der Rebellengruppe zeigt deutlich, dass sie außerhalb der Logik der vorherigen Konflikte sowie anderer staatlicher und nicht-staatlicher Gewaltakteure stand, die allesamt ein Unsicherheitsfaktor waren. Denn erstens stellte die CNDP gezielt Sicherheit her (und nicht nur als Nebenprodukt oder aus einer Notwendigkeit der Organisation heraus) und zweitens war sie nicht darauf gerichtet, natürliche Ressourcen auszubeuten und ihre Mitglieder zu bereichern.


Mit der Untersuchung des Falls der CNDP nehme ich einen Fall in den Fokus, der Einsichten in die Entstehungsform- und Ursachen einer Rebellengruppe bietet, die mit lokalen Zielen in Bezug auf Sicherheits- und Ordnungsherstellung begann und erst später nationale Ziele entwickelte. Dies war jedoch unmittelbar vor der letzten großen Offensive der CNDP Ende Oktober 2008. Das entspricht im Grunde einem umgekehrten Entwicklungspfad als bei Rebellengruppen mit nationalen Zielen – die Herstellung von einer Form von Ordnung und Sicherheit wird erst später relevant. Damit ergänzt diese Arbeit die bisherige Forschung um eine entgegengesetzte Perspektive und leistet einen Beitrag zur Theoriebildung.


Mithilfe des Hamburger Ansatzes der Kriegsursachenforschung analysiere ich die Entstehungsursachen der CNDP-Rebellion. Der Hamburger Ansatz besteht aus zwei Säulen: einem Theorierahmen und einem Analyserahmen (im Original: „Grammatik des Krieges“). Der Theorierahmen ist strukturgeschichtlich und gesellschaftstheoretisch ausgerichtet, und ich übernehme dessen Annahmen größtenteils, modifiziere ihn jedoch zum Teil. So entferne ich die modernisierungstheoretischen Teile des Ansatzes, die ich für nicht tragfähig halte. Denn die Autoren des Ansatzes gehen von einer falschen Prämisse aus, und zwar, dass Gesellschaften, die einem Transformationsprozess von traditionaler hin zu bürgerlich-kapitalistischer Vergesellschaftung unterliegen, instabil bzw. konfliktanfällig sind. Dies erklären sie dadurch, dass es zu Widersprüchen zwischen den beiden Formen kommt und diese konfliktfördernd sind. Und zwar unter anderem, weil es nach ihnen zu einem Vakuum in Bezug auf Legitimität von Herrschaft, innergesellschaftlicher Konfliktlösungsmechanismen, sowie den sozialen Frieden sichernden sozio-ökonomischen Verteilungsmechanismen kommen würde. Die Autoren des Ansatzes vernachlässigen, dass neue soziale Ordnungsstrukturen entstehen können, die eine eigene Logik und Funktionalität entwickeln und sehr stabil sein können. Denn Logiken beider Idealtypen bestehen teils nebeneinander, teils verbinden sie sich zu etwas Neuem, das nicht zwangsweise im Konflikt zu einander stehen muss und funktionieren kann und auch dementsprechend von der Bevölkerung wahrgenommen wird. Ich gehe davon aus, dass vielmehr eine Analyse des Konfliktkomplexes vor seiner historischen Bedingtheit und unter Einbeziehung der Wahrnehmung der Akteure, wie im Analyserahmen des Hamburger Ansatzes „Grammatik des Krieges“, zielführend ist, anstatt sich auf die Vergesellschaftsprozesse zu konzentrieren.


Die Analyseebene der Gesellschaft übernehme ich wie auch die historisch-informierte Herangehensweise des Hamburger Ansatzes. Als große Stärke des Ansatzes betrachte ich, dass das Verhalten von Individuen vor dem Hintergrund ihrer gesellschaftlichen Erfahrungen zu analysieren ist, das nicht nur durch unmittelbare Erfahrungen, sondern Erfahrungen der eigenen Wir-Gruppe aus historischer Perspektive geprägt ist. Die Überlegungen zu den Idealtypen traditionaler und bürgerlich-kapitalistischer Vergesellschaftungsformen sowie dem Prozess der Vergesellschaftung sind richtungsweisend für die Analyse. Die zweite Säule des Hamburger Ansatzes ergänzt diesen Punkt ideal, indem die lokale Wahrnehmung von Problemlagen identifiziert wird, also bestimmte Situationen oder Lebensumstände die die Existenz verunsichern und daher als krisenhaft empfunden werden. Dieser Punkt stellt die größte Leistung des Ansatzes dar, Konfliktursachen nicht nur aus der eigenen Perspektive des Forschers zu betrachten, geschweige denn wie viele Ansätze vom Verhalten der Akteure auf ihre rationale Motivation und Ursachen zu schließen.


Allerdings war der Analyserahmen des Hamburger Ansatzes in seiner bisherigen Form nur rudimentär operationalisiert. Der Versuch einer Anwendung hat mich vor erhebliche Probleme gestellt, so dass ich eine umfangreiche Änderung und Konzipierung der einzelnen Untersuchungsschritte vorgenommen habe. Damit liegt der Analyserahmen des Hamburger Ansatzes nun in einer umfangreich operationalisierten Form vor. Im Zuge dessen habe ich zwei wesentliche Verbesserungen am Hamburger Ansatz vorgenommen und zwar erstens habe ich ihn für eine Anwendung auf Konflikte geöffnet, die außerhalb der Logik des Vergesellschaftungsprozesses stehen. Zweitens habe ich den Ansatz durch meine umfangreiche Operationalisierung des Analyserahmens für ein breiteres Publikum zugänglicher gemacht. Eine Zusammenfassung der Operationalisierung findet sich im Fazit dieser Arbeit. Der Analyserahmen ist nun weniger voraussetzungsvoll und nachvollziehbarer, ohne dass man den umfangreichen theoretischen Rahmen des Hamburger Ansatzes vollkommen durchdrungen haben muss. Und durch meine ausführliche Beschreibung der zu unternehmenden Untersuchungsschritte ist der Analyserahmen vor allem benutzerfreundlicher in seiner Anwendung. Das entspricht auch dem Vorschlag der drei Autoren des Ansatzes, dass man je nach Fokus mehr den theoretischen Rahmen oder den Analyserahmen in den Blick nehmen kann (Jung et al. 2003). Dies war in der bisherigen Form nicht ohne Weiteres möglich. Dies mag auch erklären, wieso der Hamburger Ansatz außerhalb des direkten Umfelds der AKUF zwar sehr bekannt ist, aber kaum Anwendung fand.66


Zum Forschungsstand


Die Forschungsfrage dieser Arbeit berührt nicht nur das Forschungsfeld zu Ursachen von innerstaatlichem Krieg (so auch die Frage nach Ressourcenausbeutung), sondern fragt auch nach der Genese einer Rebellengruppe. Der im Rahmen der CNDP relevante Aspekt der Sicherheitsherstellung wird in einem weiten Forschungsfeld zur Herstellung von Sicherheit durch nicht-staatliche Akteure abgedeckt.


Ich beginne meine Diskussion der für diese Arbeit relevanten Forschungsarbeiten- und Ansätze mit dem bekannten Werk „Sozialrebellen“ des Historikers Eric Hobsbawm. Eine für die Untersuchung der Genese von Widerstandsgruppen relevante Forschungsrichtung ist die der Revolutionsforschung, welche in der Disziplin der Soziologie beheimatet ist. Als neuere Forschung mit dem Fokus auf die Genese von bewaffneten Gruppen ist Jeremy Weinsteins Buch „Inside Rebellion“ (2005) zu nennen. Die Betrachtung dieses Forschungsfokus schließe ich mit Klaus Schlichtes „In the Shadow of Violence“, der im Gegensatz zu Weinstein keiner mikro-ökonomischen Lesart unterliegt. Anschließend diskutiere ich die unterschiedlichen Ansätze zur Erklärung und Beschreibung von Sicherheitsherstellung und Ordnungssystemen durch nicht-staatliche Akteure.

OEBPS/Images/cover.jpg
Sylvia Sergiou

Conflict Causes Revisited:

Die Entstehungsursachen der ostkongolesischen
Rebellion des Nationalkongress zur Verteidigung des
Volkes (CNDP) jenseits Gkonomisch-rationalistischer

Erklarungen.





